
  

 

Anzug betreffend bessere regionale Kooperation im Gesundheitswesen 10.5291.01 
 

Basel-Stadt wird im Jahre 2011 die schweizweit höchsten Krankenkassenprämien aufweisen. Die Anzahl 
Personen, die sich solche Prämien nicht mehr leisten kann, steigt unaufhaltsam. Entsprechend sieht der 
Regierungsrat für das Jahr 2011 auch vor, CHF 153 Millionen an Prämienbeiträgen auszuschütten. 

Der Gesundheitsmarkt ist kein vollständig freier Markt, da der Versicherte - hat er mal seine Prämien bezahlt und 
übersteigen die Kosten seine gewählte Franchise - praktisch zum Nulltarif zu Lasten der Allgemeinheit 
konsumieren kann. Im Gegensatz zu Rückversicherern, die nicht beliebig hohe Schäden versichern, ist die 
Schadenssumme im Gesundheitswesen unbegrenzt. Das setzt falsche Anreize. Bern kann sich leider nicht 
durchringen, nationale Lösungsansätze zu verabschieden - die Situation ist festgefahren. Wegen dem 
„Kantönligeist“ haben wir tendenziell eine Überversorgung im Gesundheitswesen. So will Baselland das 
Bruderholzspital neu bauen, obwohl ein paar Kilometer weiter bereits das Universitätsspital besteht. Im Weiteren 
vermutet man. dass in Basel-Stadt die bezogenen Leistungen tiefer waren als die bezahlten Prämien und dass 
Krankenkassen ihre in Basel geäufneten Reserven für Kantone aufgewendet haben, die Reservedefizite 
aufweisen. Mit diesem Vorwurf in der Interpellation 09.5127 von Urs Müller konfrontiert, schreibt der 
Regierungsrat: " .....kann der Regierungsrat die vermuteten Quersubventionen nicht bestätigen und hat somit 
auch keine Grundlage, um irgendwelche Beträge von anderen Kantonen zurückzufordern (...) Aufgrund der 
mangelnden Transparenz bei der Reserveberechnung durch die Krankenversicherer und das BAG, kann der 
Regierungsrat aber auch nicht genau nachvollziehen, ob die Vorgaben des KVG in jedem Fall korrekt eingehalten 
werden. Der Regierungsrat wird sich daher in den kommenden Monaten zusammen mit anderen Kantonen noch 
verstärkt beim Bund für mehr Transparenz bei der Berechnung der kantonalen Reserven einsetzen". Seitdem hat 
man allerdings nichts mehr gehört. 

Der Handlungsspielraum auf kantonaler Ebene ist beschränkt, aber Möglichkeiten bestehen dennoch, wenn man 
gemeinsam mit den regionalen Partnern nach Lösungen sucht. 

Die Anzugsteller bitten den Regierungsrat, folgende Optionen zu prüfen, mit den regionalen Partnern zu sprechen 
und über den Ausgang der Verhandlungen zu berichten: 

- In Bern darauf hinzuwirken, dass die Prämienregionen nicht kantonal, sondern über den Kanton hinaus 
definiert werden 

- In Bern darauf hinzuwirken, dass die Transparenz bei der Berechnung der kantonalen Reserven erhöht 
wird und dass keine Quersubventionierungen der baselstädtischen Reserven in Kantone mit 
Reservendefizite erfolgen. 
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